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1. Persönliche Angaben       

Feld Informationen 

Vorname, 
Nachname 

Ilya 

Geburtsdatum  

Staatsangehörigke
it 

Republik Belarus 

Derzeitiger 
Wohnort 

Republik Litauen 

Bildung 
College-Student (Studium 
unter Druck abgebrochen) 

Beruf 
Früher Student; in Litauen – 
Teilnahme an öffentlichen 
Aktivitäten, Freiwilligenarbeit 

Familienstand Ledig 

Status Asylsuchender in Litauen 

 

 
 
2. Grundlegende Informationen 

Ilya  ist belarussischer Staatsbürger und lebt seit 2022 in Litauen, wo er Asyl beantragt hat. 

Er begründet seinen Antrag mit der begründeten Furcht vor Verfolgung durch die belarussischen 

Behörden aufgrund der Teilnahme seiner Familienangehörigen an Protesten, seiner eigenen 

politischen Ansichten sowie seiner Kontakte zur Organisation Dapamoga, die in Belarus als 

„extremistisch“ eingestuft ist. 

Nach seinen Angaben nahmen seine Mutter und sein Stiefvater nach Beginn der Massenproteste in 

Belarus an einem Streik teil und mussten das Land verlassen. Nach ihrer Ausreise wurde Ilya von der 

Hochschulverwaltung unter Druck gesetzt: Ihm wurde gedroht, sein Telefon wurde nach 

„extremistischen“ Chats durchsucht, und er wurde gezwungen, sein Studium abzubrechen. 
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Er verließ Belarus mit Unterstützung der Organisation Dapamoga, die ihm half, nach Litauen 

auszureisen. 

In Litauen nahm Ilya an einer Kundgebung zum Tag der belarussischen Staatlichkeit teil und erhielt 

befristete Aufenthaltserlaubnisse aus humanitären Gründen. Später stellte er einen offiziellen 

Asylantrag und führte an, dass eine sichere Rückkehr nach Belarus unmöglich sei. 

 

3. Chronologie der Ereignisse 
Ilya , Staatsbürger der Republik Belarus, verließ am 28. Februar 2022 sein Land, nachdem der Druck 

auf ihn und seine Familie im Zusammenhang mit der Teilnahme seiner Eltern an den Protestaktionen 

von 2020 zunahm. Am 1. April 2022 kam er mit einem gültigen Visum der Kategorie D in die Republik 

Litauen. 

Von 2022 bis 2023 lebte Serabro in Litauen auf Grundlage befristeter Aufenthaltserlaubnisse gemäß 

Artikel 40 Absatz 1 Punkt 8 des Gesetzes der Republik Litauen über den rechtlichen Status von 

Ausländern. Diese Genehmigungen wurden aus humanitären Gründen erteilt – aufgrund der 

Unmöglichkeit einer sicheren Rückkehr nach Belarus wegen der Bedrohungen durch das 

nichtdemokratische Regime. 

Am 8. Dezember 2023 stellte Ilya  beim litauischen Migrationsdepartement einen Asylantrag. Er gab 

an, dass er wegen der Teilnahme seiner Familie an Protesten sowie seiner eigenen politischen 

Ansichten und seiner Kontakte zur in Belarus als extremistisch eingestuften Organisation Dapamoga 

Verfolgung durch belarussische Sicherheitsbehörden befürchte. 

Am 3. April 2025 erließ das Migrationsdepartement die Entscheidung Nr. 25S85646, in der Serabro 

die Gewährung von Asyl verweigert, ihn verpflichtet wurde, das Hoheitsgebiet Litauens innerhalb von 

vierzehn Tagen freiwillig zu verlassen, und ein Einreiseverbot für die Dauer eines Jahres ab dem Datum 

der Abschiebung verhängt wurde. 

Am 15. April 2025 reichte der Antragsteller eine Beschwerde beim Gericht ein, in der er die 

Aufhebung der Entscheidung des Migrationsdepartements, die Aussetzung ihrer Vollstreckung als 

vorläufige Maßnahme sowie eine Befreiung von der staatlichen Gebühr beantragte. 

Am 16. April 2025 gab das Regionale Verwaltungsgericht Vilnius dem Antrag auf vorläufige 

Maßnahmen statt, setzte die Vollstreckung der Entscheidung des Departements bis zum Abschluss des 

Gerichtsverfahrens aus und befreite den Antragsteller unter Berücksichtigung seiner schwierigen 

finanziellen Lage und der staatlichen Rechtshilfe von der Gebühr. 

Am 17. September 2025 wies das Gericht erster Instanz – das Regionale Verwaltungsgericht Vilnius – 

die Beschwerde zurück und erklärte die Handlungen des Migrationsdepartements für rechtmäßig und 
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begründet. Das Gericht kam zu dem Schluss, dass der Antragsteller keine ausreichenden Beweise für 

eine reale Gefahr der Verfolgung im Falle einer Rückkehr nach Belarus vorgelegt habe. 

Am 29. Oktober 2025 prüfte das Oberste Verwaltungsgericht Litauens die Berufung von Serabro und 

bestätigte die Entscheidung der Vorinstanz. Das Gericht stellte fest, dass seine Argumente bezüglich 

des Risikos der Verfolgung, der Zwangsrekrutierung und der Bedrohungen im Zusammenhang mit der 

Tätigkeit seiner Familie hypothetischer Natur seien und nicht den Kriterien der Genfer 

Flüchtlingskonvention von 1951 entsprächen. 

Somit haben bis Januar 2026 alle nationalen gerichtlichen Instanzen Litauens die Rechtmäßigkeit der 

Ablehnung des Asylantrags von Ilya bestätigt.  

 

4. Bedrohungen und Risiken 
Politische Verfolgung. Der Antragsteller und seine Familie sind mit den Protesten gegen das 

Lukaschenko-Regime verbunden. Laut den Aussagen von Ilya und Gerichtsunterlagen wurden seine 

Eltern mit „extremistischen“ Aktivitäten in Verbindung gebracht, und ihre Social-Media-Konten 

wurden durch ein Gerichtsurteil in Belarus als extremistisch eingestuft  

Druck und Zwang im Bildungswesen. Nach der Ausreise seiner Eltern wurde Ilya verhört und sein 

Telefon durchsucht; ihm wurde mit Konsequenzen gedroht, weil er die Position der Behörden nicht 

unterstützte. 

Gefahr strafrechtlicher Verfolgung bei Rückkehr. Ihm drohen mögliche Anklagen wegen 

Zusammenarbeit mit der „extremistischen“ Organisation Dapamoga, die in Belarus verboten ist. 

Gefahr der militärischen Einberufung. Im Falle einer Rückkehr nach Belarus würde er der 

Wehrpflicht unterliegen und könnte zu Einsätzen herangezogen werden, die mit Verstößen gegen das 

humanitäre Völkerrecht verbunden sind. 

Allgemeine Sicherheitsbedrohung. Die litauischen Gerichte erkannten an, dass keine direkten 

Beweise für eine Verfolgung vorgelegt wurden, stellten jedoch fest, dass der Antragsteller aufgrund 

seiner Überzeugungen und familiären Bindungen einer Risikogruppe angehört. 

 

5. Aktueller rechtlicher und sonstiger Status 
Stand: Januar 2026: 

– Ilya Serabro wurde sowohl der Flüchtlingsstatus als auch der subsidiäre Schutz verweigert. 
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– Eine Entscheidung über seine Abschiebung und ein einjähriges Einreiseverbot nach Litauen bleiben 

ab dem Zeitpunkt der Abschiebung in Kraft. 

– Die Abschiebungsanordnung kann nach Abschluss des Gerichtsverfahrens vollstreckt werden. 

– Seine Berufung wurde abgewiesen; die litauischen Gerichte hielten die Position des 

Migrationsdepartements für rechtmäßig. 

Ilya hält sich weiterhin in Litauen auf, befindet sich jedoch in einem irregulären Aufenthaltsstatus und 

kann jederzeit nach Belarus abgeschoben werden.  

 

6. Erforderliche Unterstützung 
– Dringende Schutzmaßnahmen, um eine mögliche Abschiebung vor der Prüfung des Falls durch 

internationale Organe zu verhindern. 

– Rechtliche Unterstützung bei der Vorbereitung einer Beschwerde vor dem Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte (Artikel 3 und 13 EMRK). 

– Internationale Interessenvertretung, um die Aufmerksamkeit des UNHCR, von Freedom House, 

Front Line Defenders und anderen Menschenrechtsorganisationen zu gewinnen. 

– Informationskampagne, um den Fall als Beispiel für systematische Ablehnungen belarussischer 

Asylsuchender bekannt zu machen. 

 
7. Schlussfolgerung 

Der Fall Ilya zeigt die Praxis der Verweigerung von Asyl für belarussische Staatsangehörige, die aus 

Gewissensgründen handeln und Verbindungen zu belarussischen Menschenrechtsorganisationen in 

Litauen haben, die in Belarus als extremistisch eingestuft sind. Gleichzeitig weisen die Umstände des 

Falls sowie öffentlich zugängliche Informationen über die Verfolgung zurückkehrender Belarussen auf 

ein hohes Risiko von Verletzungen des Rechts des Antragstellers auf Leben, Freiheit und Sicherheit im 

Falle einer Rückkehr nach Belarus hin.  
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